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Einleitung

Raumordnung, die Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums, er-
folgt in Deutschland traditionell durch die Bundesländer (Länder). Raumord-
nungspläne, ein Instrument der Raumordnung, entwickeln, ordnen und si-
chern den Raum, indem sie Flughäfen, Straßen, Schienenwegen und vielen 
anderen Nutzungen Gebiete im Raum zuweisen. Alle Länder stellen jeweils 
eigene Raumordnungspläne auf, in denen sie festlegen, welche Nutzungen in 
welchem Teil ihres Landesgebiets verwirklicht werden sollen. So verfolgen 
im Bundesgebiet 16 Raumordnungsträger jeweils eigene Ideen über die An-
ordnung von Nutzungen im Raum. Manche dieser Nutzungen, wie Flughäfen 
oder Straßen, wirken oft über ein Land hinaus, selbst wenn sie nur auf dem 
Gebiet eines Landes gebaut werden. So befindet sich ein Flughafen physisch 
meist nur auf dem Gebiet eines Landes. Seine Wirkungen können aber auch 
Nachbarbundesländer oder noch weiter entfernte Bundesländer treffen: An- 
und Abflugverkehr kann Lärm in Nachbarländern verursachen und das Ein-
zugsgebiet vieler Flughäfen reicht über ihr Landesgebiet hinaus, weil Passa-
giere aus anderen Ländern auf Straßen oder mit der Eisenbahn zum Flughafen 
reisen. Zum Beispiel fahren Passagiere aus fast dem ganzen Bundesgebiet 
mit der Eisenbahn zum Flughafen Frankfurt am Main, um von dort Interkon-
tinentalflüge anzutreten.

Trotz dieser länderübergreifenden Auswirkungen stimmen sich die Länder 
bei der Planung von Flughäfen oft nur unzureichend ab, wo sie Flughäfen 
errichten oder ausbauen.1 Einige Länder ermöglichten die Errichtung oder 
den Ausbau von kleinen Flughäfen oder Regionalflughäfen, obwohl in ange-
messener Entfernung, oft aber auf dem Gebiet eines anderen Landes, ein 
Flughafen vorhanden ist. Meist werden diese kleinen Flughäfen oder Regio-
nalflughäfen nur selten von Luftverkehrsgesellschaften angeflogen. Die dar-
aus resultierenden Verluste der Flughafengesellschaften haben vielfach Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts als Gesellschafter und Flughafen
eigentümer zu tragen. Auch führt die Errichtung zu vieler Flughäfen zu un-
nötigem Flächenverbrauch, was dem Umweltschutz abträglich ist.

So plante die Stadt Lübeck den Flughafen Lübeck-Blankensee auf dem 
Gebiet des Landes Schleswig-Holstein zu erweitern, der nur 50 km Luftlinie 
vom internationalen Verkehrsflughafen Hamburg-Fuhlsbüttel entfernt liegt. 

1  Vgl. auch Posch, UPR 2015, 401 (401 ff.). Dies wird auch als „Wildwuchs“ von 
Flughäfen beschrieben, vgl. BT-Drs. 18/1375, 15; Durner, NuR 2009, 373 (376).
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Der Flughafen war vom Flugangebot nur einer Luftverkehrsgesellschaft ab-
hängig2 und blieb dauerhaft defizitär.3 Zwischen 2016 und 2020 wurden am 
Flughafen Lübeck keine Linienflüge mehr angeboten, weil sich nach und 
nach der Flughafen Hamburg-Fuhlsbüttel durchgesetzt hatte und die einzige 
Luftverkehrsgesellschaft des Flughafens Lübeck dorthin abgewandert war.

Ein ähnliches Bild zeichnet der Flughafen Kassel-Calden, der 165 km vom 
wichtigsten deutschen Luftverkehrsdrehkreuz Frankfurt am Main entfernt 
liegt. Er wurde im Jahr 2013 zum Verkehrsflughafen ausgebaut, wofür öf-
fentliche Träger 271 Millionen  € aufwandten.4 Der Flughafen ist kommer
ziell gescheitert: Während der bisherigen Betriebszeit gab es nur vereinzelt 
Linien- oder Charterflüge, die daraus resultierenden Verluste der Flughafen-
gesellschaft tragen öffentliche Träger.5 Ferner befindet sich nur knapp 60 km 
vom Flughafen Kassel-Calden entfernt ein weiterer kleiner Flughafen, der 
Flughafen Paderborn-Lippstadt, der ebenfalls mit sinkenden Passagierzahlen 
und ständigen Verlusten kämpft.

Beachtlich ist auch der Flughafen Frankfurt-Hahn, der sich entgegen der 
Suggestion seines Namens im circa 100 km Luftlinie von Frankfurt am Main 
entfernten, rheinland-pfälzischen Hunsrück befindet. Der Flughafen wird nur 
von zwei Luftverkehrsgesellschaften bedient und ist von staatlichen Subven-
tionen abhängig. So stellte das Land Rheinland-Pfalz bis Ende 2017 120 Mil-
lionen € für die Flughafengesellschaft bereit, um deren Zahlungsfähigkeit zu 
sichern.6

Ein weiteres Beispiel ist der Flughafen im bayerischen Memmingen, der 
120  km vom zweitwichtigsten deutschen Luftverkehrsdrehkreuz, dem Flug-
hafen München, entfernt liegt. Auch dieser Flughafen schreibt konstant Ver-
luste. So musste der Landkreis Neu-Ulm im Zusammenhang mit der Subven-
tionierung des Flughafens 100.000  € abschreiben7 und andere, indirekt am 
Flughafen beteiligte Gebietskörperschaften erlitten einen Wertverlust ihrer 
Anteile von etwa 50 %.8 Trotz eines Passagieraufkommens von circa einer 

2  Vgl. OLG Schleswig, Urt. v. 20.5.2008, Az. 6 U 54.06, Rz. 1 ff. – juris.
3  Vgl. Die Zeit, Nr. 16 v. 7.4.2016, Beilagenteil: „Hamburg“.
4  Vgl. HL-Drs. 19/1273, 1 f.
5  Vgl. Süddeutsche Zeitung v. 3.4.2013, „Airport Kassel-Calden  – Steuerzahler 

müssen einspringen“.
6  Gase, Jahrbuch für öffentliche Finanzen 2013, 153 (161). Auch muss das Land 

trotz des Verkaufes seiner Mehrheitsanteile an einen chinesischen Investor den Flug-
hafenbetrieb bis 2024 weiter subventionieren, vgl. Europäische Kommission, Ent-
scheidung v. 31.7.2017, Az. SA.47969 (2017/N), 3 ff.

7  Jahresabschluss des Landkreises Neu-Ulm 2012, 25.
8  Von 1,6 Mio. € auf 0,8 Mio. €, vgl. Stadt Kempten (Allgäu), Beteiligungsbericht 

2016, 41.
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Million Passagiere pro Jahr kann der Flughafen künftig nur unter erhebli-
chem Einsatz öffentlicher Gelder betrieben werden.9

Das Beispiel des Flughafens Memmingen verdeutlicht noch ein weiteres 
Problem der deutschen Flughafenlandschaft: Manchmal sind überregionale 
Flughäfen schlecht angebunden. Damit Passagiere aus weiter Entfernung 
leicht zum Flughafen gelangen können, müssen Schienenwege und Straßen 
mit ausreichender Kapazität zum Flughafen führen und Passagiere und Fracht 
in angemessener Geschwindigkeit zum Flughafen gelangen können. So 
könnten Passagiere, die im Einzugsbereich der Flughafen Memmingen leben, 
den Flughafen München nutzen. Der Flughafen München ist aber mit der 
Eisenbahn gerade aus größerer Entfernung nur umständlich erreichbar, weil 
ihm eine Anbindung an das Hochgeschwindigkeitsschienennetz fehlt. Das 
erschwert es Passagieren, die in größerer Entfernung leben, schnell zum 
Flughafen zu gelangen.

Das Beispiel illustriert, dass Flughäfen mit Schienenwegen und Straßen 
räumlich abzustimmen sind. Zu einem Flughafen müssen Schienenwege und 
Straßen in ausreichender Zahl und mit ausreichender Kapazität führen. Die 
Schienenwege und Straßen müssen in benachbarte Bundesländer reichen, 
damit Passagiere und Fracht von dort zum Flughafen gelangen können. Das 
ist oft nötig und wünschenswert, weil große internationale Drehkreuze, wie 
die Flughäfen Frankfurt oder München, auch von Passagieren aus benachbar-
ten Ländern genutzt werden. Flughäfen und die zu ihnen führenden Schie-
nenwege und Straßen bedürfen wegen ihrer länderüberschreitenden Wirkun-
gen oft länderübergreifender räumlicher Koordination. So kann es wün-
schenswert sein, bundesweit festzulegen, wo Flughäfen und dorthin führende 
Schienenwege oder Straßen gebaut oder erweitert werden sollen.

Im deutschen Raumplanungssystem legt grundsätzlich die Raumordnung 
fest, wo welche Nutzungen verwirklicht werden. Die Träger der Raumord-
nung stellen Raumordnungspläne auf, die festlegen, welche Nutzung in wel-
chem Gebiet realisiert werden soll. Zum Beispiel kann ein Raumordnungs-
plan festlegen, wo sich ein Flughafen befinden kann, vgl. §§ 17 II 1, 13 V 1 
Nr. 3 a) ROG.10

Traditionell wies das ROG die Aufgabe, Raumordnungspläne aufzustellen, 
allein den Ländern zu.11 Deshalb unterblieb bei der raumordnerischen Pla-
nung von Flughäfen und den zu ihnen führenden Straßen und Schienenwegen 

9  Unter anderem gaben der Landkreis Unterallgäu 2,45 Mio. €, die Stadt Memmin-
gen 2,15 Mio. € und der Landkreis Oberallgäu 1,37 Mio. €.

10  Siehe dazu unten, S. 172 ff. [2. Teil 1. Abschn. 2. Kap.].
11  Siehe zur historischen Entwicklung der Bundesraumordnung unten, S. 52 ff. 

[1. Teil 1. Abschn. 2. Kap.].




